
BUNDESGERICHTSHOF

BESCHLUSS
XII ZB 18/94

vom
25. September 1996 

in der Familiensache

Siegfried Oi asse 7, /

- Verfahrensbevollmächtigte 
II. Instanz:

Antragsteller,
Rechtsanwältin

-Straße 18,

gegen

Ursula K
Lgasse 1,

Antragsgegnerin,
- Verfahrensbevollmächtigte 

II. Instanz:
Rechtsanwälte 
Kollegen, Bi 
R

und 
latz 9,

Weitere Beteiligte:
1. Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) , R^Pstraße 

2, Berlin, Vers.-Nr. 14 4 B I V  P und 64 P H H P  K 531,

Beschwerdeführerin,
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 25. Sep­
tember 1996 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Blumenrohr 
und die Richter Dr. Krohn, Gerber, Sprick und Weber-Monecke

beschlossen:

Auf die weitere Beschwerde der weiteren Betei­
ligten zu 2 wird der Beschluß des 10. Zivilse­
nats und Senats für Familiensachen des Oberlan­
desgerichts Nürnberg vom 15. Dezember 1993 auf­
gehoben .

Auf die Beschwerde der weiteren Beteiligten zu 2 
wird das Urteil des Amtsgerichts - Familienge­
richt - Regensburg vom 29. Juli 1993 zu IV und V 
des Urteilsausspruchs (Versorgungsausgleich 
durch Quasi-Splitting) wie folgt geändert:

Zu Lasten der für die Antragsgegnerin bei der

den Versorgungsanwartschaften werden auf dem 
Versicherungskonto des Antragstellers bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (Ver­
sicherungsnummer 14 P Rentenanwart­
schaften in Höhe von monatlich 104,40 DM, bezo­
gen auf den 28. Februar 1993, begründet.

Die zu begründenden Rentenanwartschaften sind in 
Entgeltpunkte umzurechnen.
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Die Gerichtskosten beider Rechtsmittelverfahren 
tragen die Parteien je zur Hälfte. Außergericht­
liche Kosten werden nicht erstattet.

Beschwerdewert: 1.000 DM.

Gründe:

I.

Der im November 1951 geborene Ehemann (Antragsteller) 
und die im April 1948 geborene Ehefrau (Antragsgegnerin) 
haben am 14. Dezember 1981 die Ehe geschlossen. Am 8. März 
1993 ist der Ehefrau der Scheidungsantrag des Ehemannes zu­
gestellt worden.

Beide Parteien haben während der Ehezeit (1. Dezember 
1981 bis 28. Februar 1993, § 1587 Abs. 2 BGB) Rentenan­
wartschaften der gesetzlichen Rentenversicherung erworben, 
und zwar der Ehemann in Höhe von monatlich 76,13 DM und die 
Ehefrau in Höhe von monatlich 787,32 DM. Der Ehefrau stehen 
außerdem aufgrund einer Tätigkeit als Musikerin Anwart­
schaften auf Versorgung bei der der

weitere Beteiligte zu 2) 
zu, die sich auf der Grundlage der jeweils entrichteten 
Beiträge und unter Anwendung der maßgeblichen Verrentungs- 
sätze ehezeitbezogen auf jährlich 9.501,37 DM bemessen.
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Das Amtsgericht - Familiengericht - hat durch Verbund­
urteil die Ehe der Parteien geschieden (insoweit rechts­
kräftig) und u.a. den Versorgungsausgleich dahin geregelt, 
daß es von dem Versicherungskonto der Ehefrau bei der Bun­
desversicherungsanstalt für Angestellte (BfA; weitere Be­
teiligte zu 1) Rentenanwartschaften in Höhe von monatlich 
355,60 DM (Hälfte des Wertunterschiedes zwischen 787,32 DM 
und 76,13 DM), bezogen auf den 28. Februar 1993, auf das 
ebenfalls bei der BfA geführte Konto des Ehemannes übertra­
gen hat. Außerdem hat es zu Lasten der Versorgungsanwart­
schaften der Ehefrau bei der v £ ^ ^  Rentenanwartschaften auf 
dem Versicherungskonto des Ehemannes begründet (§ 1 Abs. 3 
VAHRG), und zwar zum einen in Höhe von monatlich 70,42 DM 
zu Lasten der "bis zum 31.12.1991 erworbenen" Anwartschaf­
ten der Ehefrau (8.245,31 DM jährlich) und zum anderen in 
Höhe weiterer monatlich 13,80 DM zu Lasten der "ab 1.1.1992 
erworbenen" Anwartschaften (jährlich 1.256,06 DM), jeweils 
bezogen auf den 28. Februar 1993. Hierbei hat das Amtsge­
richt die Anwartschaften der Ehefrau bei der als im
Anwartschaftsteil statisch und im Leistungsstadium, soweit 
sie bis 31. Dezember 1991 erworben wurden, als teildyna­
misch, soweit sie ab 1. Januar 1992 erworben wurden, als 
volldynamisch bewertet und sie dementsprechend nach § 2 
Abs. 2 der BarwertVO zum einen mit dem Faktor 2,8 der Ta­
belle 1 (Lebensalter der Ehefrau bei Ehezeitende 44 Jahre) 
und zum anderen mit dem um 60 % erhöhten Faktor 4,48 sowie 
unter Anwendung der amtlichen Rechengrößen in dynamische 
Werte umgerechnet (wobei ihm allerdings ein rechnerisches 
Versehen unterlaufen ist).
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Gegen die Entscheidung zum Quasi-Splitting hat die 
V ^ J ^  Beschwerde eingelegt mit dem Begehren, die bei ihr 
bestehenden Versorgungsanwartschaften der Ehefrau anderwei­
tig - nämlich für den gesamten Ehezeitraum einheitlich und 
insgesamt als im Leistungsteil volldynamisch - zu bewerten 
und den Versorgungsausgleich dementsprechend (durch Quasi- 
Splitting in Höhe von 104,40 DM) neu zu regeln.

Das Oberlandesgericht hat der Beschwerde teilweise 
stattgegeben und die gesamten in der Ehezeit erlangten An­
wartschaften der Ehefrau bei der V ^ ^  ohne zeitliche Auf­
teilung einheitlich bewertet, sie allerdings entgegen der 
Auffassung der Anstalt als im Leistungsstadium teildyna­
misch angesehen. Demgemäß hat es die ehezeitlich erworbene 
Jahresrente der Ehefrau von 9.501,37 DM unter Anwendung des 
Tabellenfaktors 2,8 - ohne 60 %igen Zuschlag - und der amt­
lichen Rechengrößen in einen dynamischen Wert von monatlich 
130,50 DM umgerechnet und demgemäß Rentenanwartschaften in 
Höhe von monatlich 65,25 DM, bezogen auf den 28. Februar 
1993, für den Ehemann begründet.

Hiergegen wendet sich die V ^ ^ P  mit der zugelassenen 
weiteren Beschwerde, mit der sie das Begehren weiter ver­
folgt, die bei ihr bestehende Versorgung - anders als bei 
der Beurteilung des Bundesgerichtshofs im Jahre 1985 (FamRZ 
1985, 1119 ff) - aufgrund zwischenzeitlicher Satzungsände­
rung und Verbesserung ihrer finanziellen Leistungskraft 
nunmehr als im Leistungsteil volldynamisch zu bewerten.
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II.

Das Rechtsmittel hat Erfolg.

1. Wie der Senat in dem ebenfalls die Versorgung bei 
der VddKO betreffenden Beschluß vom 25. September 1996 
(XII ZB 227/94) näher dargelegt und entschieden hat, sind 
die bei der Anstalt bestehenden Versorgungsanwartschaften 
zwar weiterhin als im Anwartschaftsstadium statisch, aber 
- insoweit abweichend von der Beurteilung aus dem Jahre 
1985 (Senatsbeschlüsse vom 10. Juli 1985 - IVb ZB 836/80 = 
FamRZ 1985, 1119 ff und vom 18. September 1985 - IVb ZB 
15/85 = FamRZ 1985, 1235 f) - aufgrund der positiven wirt­
schaftlichen Entwicklung insbesondere in der Zeit seit 
1988/1989 und infolge der günstigen Zukunftsprognose nun­
mehr als im Leistungsstadium volldynamisch zu bewerten.

2. Da das Beschwerdegericht die Anwartschaften demge­
genüber als insgesamt statisch beurteilt hat, kann der an- 
gefochtene Beschluß nicht bestehenbleiben.

Weitere Feststellungen sind nicht erforderlich, so daß 
der Senat in der Lage ist, selbst abschließend zu entschei­
den.

3. Für die Einbeziehung in den Versorgungsausgleich 
sind die ehezeitlich erlangten Anwartschaften der Ehefrau 
bei der V ^ | 9  aufgrund der Volldynamik im Leistungsteil un­
ter Anwendung der um 60 % erhöhten Faktoren der Tabelle 1 
zur BarwertVerordnung (vgl. BarwertVO § 2 Abs. 1 und Abs. 2 
Satz 1 und Satz 4) sowie unter Heranziehung der amtlichen
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Rechengrößen in dynamische Werte umzurechnen. Damit ergeben 
sich, wie von der VddKO zutreffend dargelegt, ehezeitlich 
erworbene dynamische Anwartschaften der Ehefrau in Höhe von 
monatlich 208,79 DM (9.501,37 DM x 4,48 - Faktor 2,8 +
60 % - x 0,0049050590), die hälftig für den Ehemann auszu­
gleichen sind. Auf die weitere Beschwerde der sind
daher - unter Abänderung der angefochtenen Entscheidungen - 
zu Lasten der Versorgungsanwartschaften der Ehefrau bei der 

Rentenanwartschaften in Höhe von monatlich 104,40 DM 
für den Ehemann zu begründen (§ 1 Abs. 3 VAHRG).

Gerber

Sprick Weber-Monecke

Blumenrohr Krohn
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